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Schweiz

Während in ganz Europa die Par-
lamente auch nach dem Lock-
down tagten, regierte in der
Schweiz der Bundesrat alleine.
Das Parlament, das inVertretung
vonVolk und Ständen die oberste
Gewalt imBund ausübt,warüber
Wochen ausgeschaltet. Nun
kommt ein Gutachten von Felix
Uhlmann, Professor für Staats-
und Verwaltungsrecht an der
Universität Zürich, zum Schluss:
Das ist rechtlich problematisch.

Er schreibt, selbst unter Be-
rücksichtigung der besonderen
Dringlichkeit bleibe fraglich, ob
es geboten war, die Session so-
fort abzubrechen – ohne dass das
Parlament noch hätte eingreifen
können; die Ratsbüros und Frak-

tionspräsidenten hatten dies am
15. März per Videokonferenz be-
schlossen. Die Sondersession
hätte spätestens drei Wochen,
nachdem sie am 25. März bean-
tragt wurde, durchgeführt wer-
den müssen.

Das Gutachten hat Uhlmann
im Auftrag der SP-Fraktion er-
stellt. «In unserer Partei waren
die Empörung und das Unver-
ständnis gross», sagt Nationalrat
Fabian Molina. Dass die Ratsbü-
ros entscheiden,welcheKommis-
sionen tagen dürften undwelche
nicht, komme schon einem klei-
nen Staatsstreich gleich. Wenn
sie darauf beharrten, könnte ein-
zig das Parlament korrigierend
eingreifen – das nicht zusam-

menkommen durfte. «Wenn ich
das zu Ende denke, wird es mir
‹gschmuch›», sagt Molina.

Aber nicht nur die SP, sondern
auch Freisinnige wie Kurt Fluri
oderAndrea Caroni, beide Juris-
ten, geben Staatsrechtsprofessor
Felix Uhlmann in unterschiedli-
chen Punkten recht. Und Caroni
konstatiert: «Das Parlamentwar
technisch und organisatorisch
ungenügend auf diese Krise vor-
bereitet.» Nach dem Vollstopp
Mitte März sei man erst etwas
orientierungslos gewesen.

Krise schreibt
Geschäftsreglement um
Ständeratspräsident Hans Stöck-
li (SP) wehrt sich als Mitglied des

Büros gegen die Vorwürfe. «Der
Gutachter versteht, dass der
Schutz derParlamentsmitglieder
unddes Personals nicht hätte ge-
währtwerdenkönnen.»Damit die
HygienevorschriftendesBundes-
rats eingehaltenwerdenkonnten,
hätten sichdieBüros fürdieKom-
missionenwie fürdasPlenumneu
organisieren müssen. Hätten sie
ihreArbeit einfachweitergeführt,
wäre das einverheerendes Signal
andieBevölkerunggewesen.«Das
Büro hat dafür gesorgt, dass das
Parlament seine Verantwortung
auch indieserausserordentlichen
Lage hat wahrnehmen können.»

So wird auch diese Krise das
Geschäftsreglement des Parla-
ments umschreiben; dieses hat

nach der Finanzkrise 2008/09
beschlossen,dass fortan einVier-
tel allerMitglieder einerKammer
eine ausserordentliche Session
beantragen kann – wovon der
Ständerat nun erstmalsGebrauch
gemacht hat. 2009 hatten letzt-
lich die acht Mitglieder der Fi-
nanzdelegation einen Kredit von
68 Milliarden Franken für die
Grossbank UBS bewilligt. Das
Parlament hatte nichts zu sagen.

Wie FDP-StänderatAndreaCa-
roni sagt,braucht es insbesondere
Regeln für Videokonferenzen.
«Die heutigenRegeln fürvirtuelle
Kommissionssitzungenhabendie
Ratsbüros spontan erfunden.» Es
nicht möglich, dass die Räte sel-
berperVideokonferenz tagen; ge-

mäss Bundesverfassung muss
mindestens die Hälfte aller Mit-
glieder anwesend sein.

«Notlagen sind Einfallstore,
um die Grundrechte zu schwä-
chen», sagt Kurt Fluri. Es komme
zwangsläufig zu einer Kompe-
tenzverschiebungvon der Legis-
lative zur Exekutive undvon den
Kantonen zumBund.Dasmüsse
man nun rasch korrigieren. Die
Kommissionen haben bereits da-
mit begonnen: Elf ihrerPräsiden-
ten schreiben den Ratsbüros in
einem dringlichen Antrag, dass
sie nunwieder selber bestimmen
wollten, wie viele Sitzungen sie
fortan abhalten.
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Sondersession wurde zu spät angesetzt
Parlament Der Bundesrat regierte mehrereWochen alleine. Ein Staatsrechtsprofessor hält dies für rechtlich problematisch.
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Mehr als 4000 Ordnungsbussen
hat die Eidgenössische Zollver-
waltung seit Mitte März wegen
Verstössen gegen die Corona-
Massnahmen an derGrenze ver-
teilt. Es seien «schweizweit pro
Tag im Schnitt gut 150 Bussen
ausgestellt» worden seit dem
16. März, sagt Mediensprecher
Matthias Simmen.DerBetrag be-
läuft sich in der Regel auf 100
Franken, beim zweitenMal steigt
er auf 300 Franken, danach ist
auch ein Strafverfahrenmöglich.

Bussen kassiert haben laut
Zollverwaltung Personen, wel-
che über geschlossene Grenz-
übergänge einzureisen versuch-
ten oder Absperrungen an der
grünen Grenze umgingen oder
beschädigten. Umstritten ist je-
doch vor allem die dritte Katego-
rie: Grenzwächter und Zöllner
können jemanden büssen, der
«Anordnungen der Eidgenössi-
schen Zollverwaltung für das Si-
cherstellen des Betriebes»miss-
achtet.Dafür liess die Zollverwal-
tung Plakate aufhängen, welche
den «Grenzübertritt oder Ver-
such zum Zwecke des Einkaufs,
der Freizeit, des Tourismus oder
des Besuchs» als verboten be-
zeichnete.

«Nicht nachvollziehbar»
Damit setzte sich die Zollverwal-
tung demVorwurf aus, illegal zu
handeln, weil die Covid-Verord-
nung des Bundes die Aus- und
Wiedereinreise für Schweizer
undAusländermit einer Schwei-
zer Aufenthaltsbewilligung kei-
neswegs verbietet. Der Bundes-
rat bat die Bevölkerung lediglich,
auf nicht notwendige Reisen zu
verzichten. In denMedien tauch-
ten darum mehrere Fälle von
Bürgern auf, die sich zu Unrecht
gebüsst fühlten.

Ein Genfer etwa machte gel-
tend, seine betagten Eltern in
Frankreich gepflegt zuhabenund
bei derRückkehrangehaltenwor-
den zu sein. SRF zitierte dazu
Markus Schefer, Professor für
Staats- undVerwaltungsrecht der
Universität Basel: «Die Covid-19-
Verordnung des Bundesrats lässt
solche Grenzübertritte zu, ohne
dass irgendeine Strafbarkeit be-
stehen würde. Es ist für mich
nicht nachvollziehbar, wie man
dazu kommen kann, solche

Grenzübertritte mit Bussen zu
ahnden.» SP-Nationalrat undAn-
walt Christian Dandrès kritisier-
te: «Die Eidgenössische Zollver-
waltunghat sich offenbareinpaar
Freiheiten erlaubt, und die Folge
ist nun diese illegale Praxis.»

Die Zollverwaltung hingegen
stellt sich auf den Standpunkt,
ihreAnordnungen seien nötig ge-
wesen, um ihren Kontrollauftrag
zu vollziehen und einen rei-
bungslosenVerkehrsfluss sicher-
zustellen fürwichtige Personen-
kategorien, etwa Grenzgänger,
die im Gesundheitswesen arbei-
ten. Die Zoll- und Grenzmass-
nahmen des Bundesrats seien
nicht von allen respektiert wor-
den. So seien seit Mitte März
54’000 Personen abgewiesen
worden, weil sie nicht zum

Grenzübertritt berechtigt gewe-
sen seien.

SchliesslichversuchtederBun-
desrat,denKonflikt amDonners-
tag zu entschärfen, mit «Anpas-
sungenundPräzisierungen»,wie
es inderMedienmitteilungheisst.
Dafür schuf er in derVerordnung
einen neuen Passus zum Ein-
kaufstourismus. Bussen sind nur
zulässig,«wennoffensichtlich ein
Fall von Einkaufstourismus vor-
liegtunddieGrenzüberschreitung
ausschliesslich zu diesem Zweck
erfolgt ist». Bestraft werde nicht
das Einkaufen, sondern «die er-
folgteBehinderungderArbeit der
Grenzschutzbehörde».

Wie sich die Präzisierung der
Verordnung und die Änderung
der Bussenpraxis angesichts der
Lockerungen ausgewirkt hätten,

werde sich in den nächsten Ta-
gen zeigen, sagt Matthias Sim-
menvon der Zollverwaltung.Die
Zahl der Bussen sinke kontinu-
ierlich: Die meisten seien zu Be-
ginn verhängt worden.

Nunnimmt sich die politische
Aufsicht des Themas an. Der Zu-
ger FDP-Ständerat Matthias Mi-
chel sagt: «Das Grenzregime löst
derzeit viele Fragen aus.Dasmer-
ke ich auch privat:Meine Schwes-
ter wohnt in Deutschland und
fragt sich, ob sie unsere betagten
Eltern betreuen kommen darf.»
Michel ist Präsident jener Sub-
kommission der Geschäftsprü-
fungskommission, die sich um
das Finanzdepartement und da-
mit die Zollverwaltung kümmert.

Es sei wichtig, dass die Auf-
sicht das Handeln von Bundes-

rat und Verwaltung überprüfe,
sagt Michel: «Die Covid-Mass-
nahmen der Zollverwaltung ge-
hören meines Erachtens zu den
vielen Fragen, die wir in der Ge-
schäftsprüfungskommissiondis-
kutieren sollten.» Er gibt dabei
zu bedenken, dass die Aufsicht
wohl Empfehlungen an den Bun-
desrat abgeben, jedoch keine
Verfügungen oderVerwaltungs-
akte ändern kann.

Ein Fall für die Richter
Die Abklärungen der Politiker
kommen damit zu spät für jene,
welche ihre Bussen bereits begli-
chen haben. «Grundsätzlich gilt,
dass mit dem Bezahlen der Bus-
se auf Rechtsmittel verzichtet
wird und dadurch nachträgliche
ordentliche Rechtsmittel nicht
vorgesehen sind», sagt Zollspre-
cherMatthias Simmen.Trotzdem
ist es möglich, dass dereinst die
Richter urteilen werden, ob die
Zollverwaltung rechtmässig han-
delte: 18 Personen haben ihre
Busse nicht akzeptiert, sondern
Beschwerde bei der Oberzolldi-
rektion erhoben –Ausgang offen.

Umständlich ist das Passieren
der Grenze nicht nur wegen der
SchweizerVorschriften. Fast alle
Nachbarländer verbieten den
Einkaufstourismus. Frankreich
zum Beispiel erlaubt auch die
Einreise zur Betreuung von An-
gehörigen nicht, Deutschland
nur bei Vorweisen eines ärztli-
chen Zeugnisses.Österreich hin-
gegen lockert langsamdie Bedin-
gungen: Seit Montag dürfen
Schweizer zum Beispiel ins öst-
liche Nachbarland reisen, um
ihre Lebenspartner zu besuchen.

In Deutschland lobbyieren
Politiker ebenfalls für eine Lo
ckerung. Der Konstanzer CDU-
Abgeordnete Andreas Jung etwa
hat zusammen mit zwei weite-
renBundestagsmitgliedern einen
Brief an InnenministerHorst See-
hofer geschrieben,dassDeutsch-
land die Vorschriften jenen der
Schweiz angleicht. Sie fordern,
dass der Grenzübertritt zum Be-
such der Kernfamilie uneinge-
schränkt erlaubt wird. Für die
Pflege von Angehörigen soll die
Zeugnispflichtwegfallen, ebenso
der Nachweis der notwendigen
Betreuung beim Besuch eigener
Kinder. Weiter sollen auch Le-
benspartner ohne Trauschein
einander besuchen dürfen.

Zoll verhängte 150 Corona-Bussen pro Tag
Massnahmen Nachdem der Bundesrat die Einreise eingeschränkt hatte, nahmen Konflikte an der Grenze zu.
Gab es unzulässige Strafen?

«DieEidgenössische
Zollverwaltung
hat sich offenbar
ein paar Freiheiten
erlaubt.»
Christian Dandrès
Anwalt und SP-Nationalrat

Scharfe Überwachung an der Schweizer Grenze: Die Massnahmen haben zu Tausenden Bussen geführt. Foto: Gian Ehrenzeller (Keystone)


